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Sie  lesen heutel 

^r.   Felix Grerhardus,   Fohlen2>   der  seit  1947  als  Generalsekretär  der  CDU 
In Rheinland-Pfalz tütig v/ar,,   wurde   eur-i Oh er kreisdirekt or des Kreises 
Schieiden  in der Eifel  j*e\*rhlt.   Dr.Gerhardus hat   sich ira   .-esonderen ura 
die Förderung der kommunalen Selbstverwaltung bleibende Verdienste erv.-or. *r 
Der Abgeordnete  Dr. Burghartz.  1st   aus der Z er trumspart ei und   ans  der Zen- 
trums--Fraktion  des Wirtschaftsrates  ausgetreten. 
Der ehemalige Regierungsrat  ira nieders^chsi stehen Aufban-^^iristerium, 
Martin Muuehkau,"'wurde"aus dor KPD ausgestoßen,   ntehdeai er in einer Fun1-- 
tionerversarimlung erklärt  hatte,   daß  es  in  der KPD keine Meinungsfreiheit 
gebe» . 

Aus" "de'rTP ert e 1 e n 
Die Zentrnms-Ahgeordneten Muck^rmann,  Bielefeld,  Kammer«  Feih und Steilem 
incier vom Landtag Nordrhein~V.« stielen ga^en  eine  gemeinsame Br-kV^run^  ab, 
derzufolge  sie  die  Beschlüsse 6©e  Oberhaus   —   Delf^iei-*».      -es  des ZEü
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trnrasnartei nicht  anerkennen.  Diese Beschlüsse werden als Fehib*Schlüsse 
bezeichnet?   vd.Je  unter  falschen  Voraussetzungen und  nach nicht  genügender 

•Aufklärung Kustnnde   gekommen  sinc.;'<   Die  genannten Abgeordneten haben  sich 
ira Landtag zu einer eigenen Arbeitsgemeinschaft   %VL&&mmeugeschlossen« 

^zi^lpqiiti;;" 
Auf einen !Llagung der  katholischen   Vr;' .......... ^;n'ne  des .Bistums Münster 
sprach  sioh der Zentrums ab^...:. o. o9   Arie it er Sekretär Jacobe   für  d&n Zu- 
sammenschluß  des Zentrums mit  der  0DTJ aus.   Die 'ü a-rung prot-^Liuruo  u&ch 
lieh Feigen die etwaige Mnführung der Siehentage-Ai ;-.<cche* 

In ^ e n_p olit ik    * 
Fach der SPD faßte nun auch die Landte^sfrektion d«r Demokratischen Par 
tei Sttd-Bp/lene de*- Beschluß, sich &p einer Regierungskoalition mit der' 
CDU n i c ht   zu b e t e i ? ige n. 

Am 5*/6.F£kruar fand in  Hannover eine Tagung d*?r Landsmannschaft6a der 
Poramern irnerha'Vo  der  Interessengemeinschaft  der  Ostve-:tr;'.ebenen  in  der 
britischen ftone  statt.  Zum Vorsitzenden &4T  n ardtnanrsob-vftliehen  vn,..n- 
gung wurde  Iianatagsahge ordnet er Arndt   (CXMJ)   gewäklt» 
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Der Kamof der  CDü/ö'SU um das Elternrecht 

Die  Fraktio-en  der  OOT/CSÜ,   des Zentrums  und der Deutsche-  Partei haben 
dabei  eine  gemeinsame  Erklärung  abgegeben,   die  nochmals  deutlich werden 
laßt,   mit  welchem  sittlichen  Ernst und welchem Nachdruck die  Fraktion der 
CDU/CSU f'r  die mit   "Elternrecht"   umschriebenen Forderungen  des  christli- 
chen Volksteiles  eingetreten  ist.   Zweimal  war  ein Antrag auf verfassungs- 
mäßige Anerkennung des Rechtes auf religiöse  und weltanschauliche Erzie- 
hung an  der Einheitsfront   der  Sozialisten und  Liberalisten gescheitert.# 
Tretz  diesem Widerstand  ist   es  öen-Abgeordneten  der  GDTI/CSÜ  gelungen,   ein 
Höchstmaß'des unter  den  gegebenen Verhältnissen Möglichen zu erreichen 
und" Formulierungen  zu finden,   die   zumindest   nichts Negatives  in Bezug am 
die Elternrechte aussagen*  Artikel 7a des Grundgesetzes legt  im 2;Absatz 
fest     daß  "Pflege  und Erziehung  der Kinder  natürliches Recnt  der Eltern 

kund  die  zuvörderst  ihnen  obliegenden Pflichten  sind"   -  "Die Erziohungs- 
'berechtigten haben das Recht,   über  die Teilnahme ihrer Kinder  am Religions- 
unterricht   zu bestimmen»,  heißt  es im Artikel 7b,   Satz 2,  und im Satz 3 
wird der Religionsunterricht   als  ordentliches  Schulfach in  den öffentlich^ 
Volks-Mittol-und Berufsschulen  so^io  den höheren Lehranstalten  ausdrück- 
lich anerkannt»   Satz  4  des  gleichen Artikels  endlich bestimmts   Das Recht 
zur Errichtung von Privat schulen wird  gewährleistete 

Man wird  angesichts dieser Yot^*   i..i m nicht   sagen  können,   daß  die ^ 
Bonner Vertreter der  christlichen Welta;,,:-—mg ein negatives Ergebnis 
in der Frar-  des Elternrechtes erzielt hatten,  üud r*"?ya wird diesen 
Abgeordneten den Vorwarf machen wollen»   daß   sie  eine  Entscheidung getrof- 
fen hätten,  die  sie nicht vor ihrem Gewissen als Christen ve^yjorten 
können*   Man muß  zugestehen,   da.3  manche  Fragen,   auf die  weite   christliche 
Vollsteile  eine  Antwort  erwartet  haben,   unbeantwortet  bleiben.   Aber  damit 
allein ist noch nichts verloren.  Wenn es  in der gemeinsamen Äklerung der 
CDÜ/GSU,   des Bentrums  nnä der DP  ehscHUcßena heißt,   daß  "BUG   allen recht- 
lich- zulässigen Mittein der Ka-airf  um die  Verwirklichung des  elterlichen 
Erziehungsrechtes fortgesetzt«  wird,   so  ist   damit   zugleich der^eg ahg. 

| der beschritten werden muß}   nachdem die Mehrheitsentscheidung m ,3onn den 
vollen Niederschlag  der  von dem  christlichen Volksteil  geforderten Rechne 
verbindert  hat,   Die  Fragen der  Kultur,   der   Schule  und  Erz*ihung werden 
nach dem Grundgesetz  zur Zuständigkeit  der  Länder  ge^e.'enj   und   auf  der 
Länder-Ebene wird der weite   Bonner Re--  a mit   einem Inhalt  gefüllt werden 
müssen,   der  freilich nicht   als gereifte  Fracht   in  den Schoß  fallen wird, 
sondern erkämpft v/erden muß» 

Inzwischen sind bereits  Stimmen der christlichen Elternschaft und hoher 
kirchlicher Stellen laut  geworden,   die gegen die Fassung der Elternrech- 
te in de? Sonner Hauptausschuß  engen ebenen  Form protestiere*. #Die unzr - ' 
deutige  p-ai-einsame  "Ykl^'rung. der  drei Bonner  Fr* tienen*   die   sichum die 
Sicherung dieses Rechtes bemühten,   erweist  mit   alier Entschiedenheit,   drS 
diese  Abgeordneten des Plenums mit   den  christlichen Eltern und  den Ver- 
tretern der Kirchen  in  der  Beurteilung des Rechtes  zur    *r siehung  solida- 
risch sind« 

In Verkennung der parlamentarischen- Möglichkeiten und   (i^x tatsächlichen 
Gegebenheiten  ist   aber mancherorts  die  Forderung erhoben worden»   das  ge- 
samte  Grundgesetz  abzulehnen^   wenn  nicht   das Elternrecht und das  Grund- 
recht  der Erziehungsfreilieit   in  einer uneingeschränkten und umfassenden 
Weise expressis verbis in das Grundgesetz  aufgenommen wird»  ^s will sehe 
nen,   pls"ob diese  scharf formulierten Stellungnahmen und Proteste  sehr 
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1   früh    nicht  in jedem Falle nach   gründlichem Studium dor fraglichen Artikel 
-    und bisweilen   auch  ohne hinreichende  Kenntnis  des heißen Ringens  der  CDTV 

CSU Prallt Jon in Parlamentarischen  Rat  erfolgt wären*  Auen, kann es rragiiea 
erscheinen,   ob man  sich in   lodern Falle  der weittragenden Bedeutung einer 
generellen Ablehnung  des  Grundgesetzes  für  die  gesamt dent sehe  Situation 
verge genw;':' rt igt  hat c 

'3s ist  democratisches Recht  and  christliche Pflicht,   seine Meinung so zu' 
fußern,   wie' das Gewissen  es vorschreibt,   Nichts ware  unde^okratischer und 
unchristlichery   als  die  Stimme  des  Gewissens,   die  aufrechte Überzeugung, 
zum Schweifren bringen  zu wollen.   Eine  Berufung  sauf die Entscheidung 
des  lewissens  in voller konkreter  Losung;   die  nicht   im Rahmen der Theorie 
schwebt,   gebietet  aber?   zuror  die  Realität  klar  zu erkennen und   sie kri- 
tisch ab zuw äge n 9 

Ostzone 
Ost-CDU gehorsamer Befehlsempf?nger der  SED 

»er Haupt vor st and  der  Ost zonen-CBCJ hat  nach Referaten von Otto Nuschke 
und  des  Generalsekretärs  Georg Dertinger  eine Entschließung gefaßt,   in der 

» 
iß 

._ngers  fügen 
werde.  Der Parteivorstand hat diese Bedingungen angenommen und damit  sich 
selbst  als gehorsamer Befehlsempfänger charakterisiert» Kein Wunder,   daß 
die Mitglieder der CDU in  der  Ostzone   sich   immer mehr von den  gleichge- 
schalteten Vorstanden  zurückziehen,-. 

Entsprechend den bereits vom Landesverband Sachsen der Osb—CDU beschlosse- 
nen" Leitsätzen" bestätigte der Haupt vor st and für die gesamte Ostzone, dr-3 
nur solche Mitglieder die CDU vertreten dürfen, die vorbehaltlos den Wei- 
sungen des Hauptvorstandes Rechnung tragen« In der Entschließung der Ost- 
CDU wird mit unmißverständlicher Drohung abermals verkündet, daß alle die 
jenigen "aus den Reihen der CDU ausgeschieden werden**, die die Zusammen-w 
arbeit mit der Sowjetunion nicht bejahene Gleichzeitig v/erden die West- 
möchte der  Spaltung und Untold r;i okung De"+r- ^"' »nrls  uo- J-ITT"I flig l« 

Verantwortlich!  Bruno D-^rpinghauSj   FrJ^"
1
;fürt a.M.,  Bettinastr.64. 
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